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Von der Krisenreserve zur Agrarreserve – 
falsche Anreize im neuen Rechtsrahmen?
Die neue Agrarkrisenreserve der EU, die 2023 eingeführt wurde, soll den Agrarsektor in Krisen 
unterstützen. Anders als zuvor wird diese Reserve direkt aus dem EU-Haushalt finanziert, 
damit die Direktzahlungen an die Landwirte nicht gekürzt werden müssen. Diese Änderung 
hat jedoch einen Anreiz für die Mitgliedstaaten geschaffen, die Reserve häufiger in Anspruch 
zu nehmen, sodass ihre Mittel schnell erschöpft sind. Es wird untersucht, wie diese Änderung 
zu einem Tragik-der-Allmende-Szenario geführt hat, bei dem die Mitgliedstaaten individuelle 
Vorteile auf Kosten des kollektiven Interesses ausnutzen.
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Im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik der Europäi-
schen Union gibt es seit 2014 einen Fonds zur Bewälti-
gung von „größeren Krisen, die sich auf Erzeugung und 
Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse auswir-
ken“ (EU-Verordnung, 2013, Art. 25). Nach dem Ende 
des letzten mehrjährigen Finanzrahmens (MFR) und einer 
Übergangszeit von zwei Jahren gelten seit Anfang 2023 
neue Regeln für die Finanzierung und den Aktivierungs-
mechanismus dieses Fonds. Während die Mittel für die 
Krisenhilfe ursprünglich durch Kürzungen bei anderen 
Ausgaben im Agrarbereich aufgebracht werden mussten, 
gibt es nun eine eigene Haushaltslinie für Krisenfälle im 
EU-Haushalt. Die Mittel der Agrarreserve können damit 
im Krisenfall genutzt werden, ohne dass es zu Kürzungen 
an anderer Stelle kommt. Diese Neuregelung und die Po-
litik der EU-Kommission in diesem Bereich schaffen einen 
Anreiz für die EU-Mitgliedstaaten, sich individuelle Vortei-
le zu verschaffen und gleichzeitig die dadurch entstehen-
den Kosten zu vergemeinschaften. Das Kriseninstrument 
wird nicht mehr nur im Krisenfall genutzt, sondern Krisen 
werden „gesucht und gefunden“. Bereits 2023, dem ers-
ten Jahr der Geltung der Neuregelung, ist diese Entwick-
lung zu beobachten: Während die frühere Krisenreserve 
nie genutzt wurde, wurde die neue Agrarreserve bereits 
nach wenigen Monaten des Jahres 2023 nicht nur mehr-
fach eingesetzt, sondern ist bereits ausgeschöpft.

Die frühere Krisenreserve

Die europäische Agrarpolitik ist immer noch eine der 
größten Ausgabepositionen im EU-Haushalt. Im letzten 
MFR (2013 bis 2020) wurden insgesamt 312,7 Mrd. Euro 
zur Verfügung gestellt. Mehr als die Hälfte dieser Mittel 
erhielten die europäischen Landwirte über Direktzahlun-
gen, deren Höhe sich an bewirtschafteten Flächen orien-
tiert. Aus den Direktzahlungen wurde jedes Jahr für die 
Krisenreserve ein Betrag in Höhe von jährlich 400 Mio. 
Euro pro Jahr (In konstanten Preisen von 2011) reserviert 
(EU-Verordnung, 2013, Art. 25). Die Krisenreserve sollte 
der Unterstützung des Agrarsektors im Krisenfall die-
nen. Wurde die Reserve nicht in Anspruch genommen, 
wurden die einbehaltenen Direktzahlungen im Folgejahr 
an die Landwirte zusätzlich ausgezahlt (EU-Verordnung, 
2013, Art. 26 Abs. 7). Zur Aktivierung der Krisenreserve 
bedurfte es eines Vorschlags der EU-Kommission, der 
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die Zustimmung des Europäischen Parlaments und des 
Ministerrates zur Übertragung der Mittel in den Haus-
halt erhalten musste. Einschränkend für die Nutzung der 
Reserve war zudem die Regelung, dass, solange noch 
andere, konkretere Interventionsmaßnahmen zur Verfü-
gung standen, diese vorrangig zu aktivieren waren (In-
terinstitutionelle Vereinbarung, 2013, Rn. 22).

Die rechtlichen Möglichkeiten zur Auslösung der Krisen-
reserve waren damit streng und die Inanspruchnahme 
für die Mitgliedstaaten unattraktiv, da keine zusätzlichen 
Mittel im Krisenfall zur Verfügung standen. Jeder Einsatz 
der Krisenreserve hätte geringere Direktzahlungen für 
alle Mitgliedstaaten zur Folge gehabt. Eine vergleichen-
de Betrachtung der Inanspruchnahme der neuen Agrar-
reserve legt die Vermutung nahe, dass die Krisenreserve 
aus diesen Gründen in den Jahren 2014 bis 2022 kein 
einziges Mal aktiviert wurde. Um die Krisenreaktions-
fähigkeit zu verbessern, wurde für den MFR der Jahre 
2021 bis 2027 eine Neuregelung angestrebt, aus der 
dann die Agrarreserve entstanden ist.

Die neue Agrarreserve

Im Rahmen der Neuverhandlungen des MFR für den Zeit-
raum 2021 bis 2027 wurde die bisherige Krisenreserve 
durch die neue Agrarreserve ersetzt. Nach einer Über-
gangsphase von zwei Jahren wurde zum 1.1.2023 die Kri-
senreserve durch die Agrarreserve abgelöst. Ähnlich wie 
ihre Vorgängerin soll die Agrarreserve „den Agrarsektor 
im Falle von Marktentwicklungen oder Krisen, die sich 
auf die landwirtschaftliche Erzeugung oder den Vertrieb 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse auswirken, […] stützen“ 
(EU-Verordnung, 2021, Rn. 16). Ein wesentlicher Unter-
schied zur Krisenreserve besteht darin, dass der Einsatz 
der Agrarreserve nicht mehr mit einer Kürzung der Direkt-
zahlungen verbunden ist. Stattdessen werden die Mittel 
direkt in dem jährlichen Agrarhaushalt der EU bereitge-
stellt und damit wie alle Ausgaben des EU-Haushalts 
durch EU-Eigenmittel finanziert (EU-Verordnung, 2021, 
Art. 16 Abs. 1). Auch die Regelungen über den Einsatz 
des Instruments wurden reformiert. Die Agrarreserve 
wird durch die Kommission mittels eines Durchführungs-
rechtsaktes aktiviert. Das heißt: Im Kontrast zur Krisen-
reserve ist keine Zustimmung durch das EU-Parlament 
oder den Ministerrat für die Aktivierung der Reserve mehr 
nötig. Zwar ist auch bei der Agrarreserve eine Anhörung 
der Mitgliedstaaten vorgesehen, eine Ablehnung des 
Vorschlags der EU-Kommission ist den Mitgliedstaaten 
jedoch nur bei Einstimmigkeit möglich.

In der finanziellen Ausstattung ist die Agrarreserve mit 
der früheren Krisenreserve vergleichbar. Das geplante 
Volumen der Agrarreserve beträgt für die Jahre 2023 bis 

2027 jährlich 450 Mio. Euro in jeweiligen Preisen. Darü-
ber hinaus hat die Kommission die Möglichkeit, diesen 
Betrag anzupassen (EU-Verordnung, 2021, Art. 16 Abs. 
2). Nicht gebundene Mittel aus der Reserve des laufen-
den Jahres werden zur Finanzierung der Reserve im 
folgenden Haushaltsjahr übertragen (EU-Verordnung, 
2021, Art. 16 Abs. 2).

Die Folgen der Neuregelung

Im Gegensatz zur Krisenreserve, die während ihres 
neunjährigen Bestehens nie genutzt wurde, ist die Ag-
rarreserve 2023, im ersten Jahr ihres Bestehens, be-
reits mehrfach aktiviert worden. Zunächst flossen 44 
Mio. Euro an Landwirte in Italien und Polen, die von ei-
nem Vogelgrippeausbruch betroffen waren (EU-Durch-
führungsverordnung, 2022; 2023b). Der zweite Einsatz 
der Agrarreserve erfolgte im Zusammenhang mit den 
Kriegsfolgen in der Ukraine. Große Mengen von Getreide 
und Ölsaaten aus der Ukraine wurden auf den Märkten 
der ukrainischen Nachbarländer angeboten. Dieses zu-
sätzliche Angebot führte zu wirtschaftlichen Einbußen 
bei Landwirten der Nachbarländer vor allem in der EU. 
Um die Folgen abzumildern, wurden Hilfszahlungen aus 
der Agrarreserve in Höhe von insgesamt rund 56,3 Mio. 
Euro an Polen (29,5 Mio. Euro), Bulgarien (16,75 Mio. Eu-
ro) und Rumänien (10,05 Mio. Euro) vorgeschlagen und 
freigegeben (EU-Durchführungsverordnung, 2023a). Die 
Notwendigkeit dieser Zahlungen war nicht unumstritten, 
denn die ukrainischen Mehrimporte glichen in einigen 
Ländern überwiegend die geringere inländische Produk-
tion aus und im Falle Rumäniens konnte gar kein Über-
angebot durch die Importe aus der Ukraine festgestellt 
werden (Euractiv, 2023a).

Ebenfalls aufgrund der zusätzlichen Lieferungen aus der 
Ukraine wurden weitere, noch umfangreichere Zahlun-
gen aus der Agrarreserve vorgeschlagen: 9,77 Mio. Eu-
ro an Bulgarien, 15,93 Mio. Euro an Ungarn, 39,33 Mio. 
Euro an Polen, 29,73 Mio. Euro an Rumänien und 5,24 
Mio. Euro an die Slowakei, insgesamt also 100 Mio. Eu-
ro (EU-Durchführungsverordnung, 2023c). Im zeitlichen 
Zusammenhang mit den Zahlungen aus der Agrarre-
serve hatten sich einige Staaten verpflichtet, ihre zwi-
schenzeitlich eingeführten Maßnahmen gegen Importe 
aus der Ukraine zurückzunehmen (O. V., 2023a). Dieses 
Vorgehen nahmen andere Mitgliedstaaten zum Anlass, 
die Zahlungen als eine Art Belohnung für diese einseiti-
gen Maßnahmen zu kritisieren (Euractiv, 2023b). Mögli-
cherweise als Reaktion auf diese Kritik schlug die Kom-
mission eine weitere Aktivierung der Agrarreserve vor: 
Der verbleibende Rest der Agrarreserve für 2023, noch 
rund 250 Mio. Euro, sollte an alle Mitgliedstaaten ver-
teilt werden, die bisher noch nicht von der Agrarreserve 



ZBW – Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft 
839

Analysen  Agrarpolitik

profitiert hatten, aber, so EU-Agrarkommissar Janusz 
Wojciechowski, „von verschiedenen Arten von Krisen 
betroffen sind“ (Euractiv, 2023c). Vermutlich, weil diese 
verbleibenden Mittel nicht ausreichten, um die Kritik der 
anderen Mitgliedstaaten am geplanten 100-Millionen-
Paket zu zerstreuen, plante der Agrarkommissar eine 
zusätzliche Aufstockung der Agrarreserve um weitere 80 
Mio. Euro (O. V., 2023b), um die endgültige Auszahlung 
auf dann 330 Mio. Euro zu erhöhen. Nachdem Ungarn 
nach langem Zögern doch seine Importbeschränkungen 
aufgehoben hatte, konnte Ende Juni das 100-Millionen-
Paket verabschiedet werden (EU-Durchführungsverord-
nung, 2023), lediglich Belgien und Luxemburg enthielten 
sich der Stimme (O. V., 2023c). Infolgedessen wurden 
letztlich auch die verbliebenen Mittel an alle bisher noch 
nicht mit Auszahlungen bedachten Mitgliedstaaten ge-
zahlt (EU-Durchführungsverordnung, 2023d).

Im Laufe des Jahres wurde zudem Kritik an der angeb-
lich unzureichenden Mittelausstattung der neuen Agrar-
reserve (Euractiv, 2023d; 2023e; O. V., 2023d) und der 
unzureichenden Höhe der Auszahlungen laut (Eurac-
tiv, 2023b; 2023f) – wenngleich das finanzielle Volumen 
der Agrarreserve sogar um 50 Mio. Euro über dem der 
früheren Krisenreserve liegt. Zusätzlich zu den bereits 
erfolgten Aktivierungen gab es zahlreiche weitere, (bis-
her) nicht erfolgreiche Forderungen nach Auszahlungen 
(O. V., 2023b; Euractiv, 2023c).

Ökonomische Erklärungsversuche

Diese aktuellen Entwicklungen rund um die Aktivierun-
gen der Agrarreserve legen folgenden Schluss nahe: Die 
Neuregelung der Krisenreserve hat bei den Mitgliedstaa-
ten eine Verhaltensänderung angestoßen, die eine stär-
kere Nutzung der durch alle Mitgliedstaaten finanzierten 
Reserve zur Folge hat. Dieses Verhalten kann mit dem in 
der Ökonomie und den Sozialwissenschaften als Tragik 
der Allmende bezeichneten Modell erklärt werden: Es 
beschreibt die Problematik und Herausforderung der ge-
meinschaftlichen Nutzung sogenannter Allmendegüter, 
also Gütern, bei denen eine Rivalität um die Nutzung be-
steht, jedoch kein Ausschluss von der Nutzung möglich 
ist. Bei solchen als Common-Pool Resources bezeich-
neten Gütern besteht für die einzelnen Nutzer der Anreiz, 
ihre eigenen Interessen über die der Gemeinschaft zu 
stellen und das Allmendegut zu stark zu beanspruchen 
(Hardin, 1968). Dieses Verhalten führt letztlich potenziell 
zum Verfall der Ressourcen. Der US-Amerikanerin Eli-
nor Ostrom wurde für ihre Veröffentlichung zur Lösung 
dieser Problematik im Jahr 2009 der Alfred-Nobel-Ge-
dächtnispreis für Wirtschaftswissenschaften verliehen. 
Ihren Studien zufolge liegt die Lösung des Problems in 
der Gründung von Institutionen, die von Selbstverpflich-

tungen der Akteure und Kontrollmöglichkeiten seitens 
der Institution unterstützt werden (Ostrom, 1999).

Mit der Agrarreserve wurde nun eine solche Common-
Pool Resource geschaffen: Die Mittel stehen im Krisen-
fall den begünstigten Ländern zur Verfügung, ohne dass 
es im Agrarbereich zu Kürzungen kommt. Für eine ein-
gehende Prüfung des tatsächlichen Bedarfs bestehen 
somit nur noch geringe Anreize. Für die EU-Kommission, 
deren Befugnisse bei der Aktivierung durch die Neure-
gelung deutlich erweitert wurden, steht mit der Agrar-
reserve ein Instrument zur Verfügung, dass sie als Ver-
handlungsmasse einsetzen kann, um Konflikte mit den 
Mitgliedstaaten zu lösen. Die von Ostrom als Lösung der 
Problematik vorgeschlagenen Institutionen sind also im 
Falle der Agrarreserve derzeit zumindest unvollständig 
vorhanden. Die Verfügbarkeit der zusätzlichen Mittel der 
Agrarreserve und die Notwendigkeit, die Mittel möglichst 
frühzeitig zu fordern, um bedacht zu werden, ist bei den 
Mitgliedstaaten zu beobachten. Es gab einen regelrech-
ten Ansturm auf die Mittel und es kam zu zahlreichen 
Aktivierungen der Reserve. Bereits mehrere Monate 
vor dem Ende des Haushaltsjahres sind die Mittel völlig 
ausgeschöpft und müssen aufgestockt werden. Die neu 
geschaffene Agrarreserve bietet somit einen Anreiz für 
ökonomisches Fehlverhalten, da sie den einzelnen Mit-
gliedstaaten ermöglicht, ihren individuellen Nutzen auf 
Kosten der anderen Mitgliedstaaten zu erhöhen.

Da die nötige Aufstockung mit den Mitteln der Agrarre-
serve für 2024 finanziert wird (Euractiv, 2023f) und so-
mit die Mittel der Agrarreserve für das kommende Jahr 
schmälert, kommt hinzu, dass die Überziehung der Mittel 
potenziell eine weitere Verschärfung der Tragik der All-
mende mit sich bringt: Verhalten sich die Mitgliedstaa-
ten im nächsten Jahr ähnlich wie 2023, wäre der Andrang 
auf die knapperen Mittel umso größer. Definitiv stehen im 
Falle tatsächlich dringender Krisen für das kommende 
Jahr weniger Mittel im Rahmen der Reserve zur Verfü-
gung. Es droht eine Negativkaskade, denn für (noch) fi-
nanziell verantwortungsvoll handelnde Staaten wäre es 
bald irrational, nicht auch Gebrauch von der Agrarreser-
ve zu machen, um die eigenen Mittel aufzustocken. Eine 
solche immer weiter um sich greifende Inanspruchnahme 
würde folglich bald größere Summen für die Agrarreserve 
unausweichlich machen und damit die Agrarreserve im-
mer weiter aufblähen. Das würde wiederum Forderungen 
nach einer Aufstockung der Agrarmittel nach sich ziehen.

Der gegenwärtig zu beobachtende politische Charakter 
der Prüfungen der Kommission, die sich nicht am tat-
sächlichen Bedarf orientieren, birgt zudem ein weiteres 
Risiko, hier in der Form von ex post Moral Hazard. Der 
Grund für Moral Hazard sind Informationsasymmetrien, 
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die im Falle einer bestehenden Versicherung zu Verhal-
tensänderungen der Versicherten aufgrund der Versi-
cherung selbst führen (Arrow, 1963). Da die Agrarreserve 
das Ausgabeverhalten der Mitgliedstaaten bei den Ag-
rarmitteln nicht verändert, verursacht die Agrarreserve 
keinen ex ante, jedoch einen ex post Moral Hazard (Wig-
ger, 2006). Das moralische Risiko entsteht hierbei auf-
grund asymmetrischer Informationen über den tatsäch-
lichen Finanzbedarf im Krisenfall, den die Kommission 
nur schwer überprüfen kann. Zudem ist der Umfang der 
Agrarreserve und damit die prinzipiell zur Verfügung ste-
henden Mittel bekannt. Dadurch besteht für die Mitglied-
staaten der Anreiz, die Forderungen höher anzusetzen 
als notwendig und sich bei der Krisenbewältigung nicht 
kostenbewusst zu verhalten.

Ausblick

Die grundsätzliche Problematik der Ausgestaltung der 
Agrarreserve wurde auch innerhalb der Bundesregierung 
erkannt. So verspricht Ophelia Nick, Parlamentarische 
Staatssekretärin beim Bundeslandwirtschaftsministeri-
um, eine sorgfältige Prüfung der Auszahlungsvorhaben, 
um „[…] den Griff nach der Agrarreserve nicht leicht [zu] 
machen“ (Euractiv, 2023g). Auch in anderen Mitglied-
staaten stoßen die Neuregelungen auf Kritik. In einem ge-
meinsamen Schreiben an die EU-Kommission kritisierten 
die Agrarminister:innen von 13 Mitgliedstaaten, dass sie 
nicht ausreichend in die Entscheidung über die Auszah-
lungen einbezogen worden seien und die Zahlungen zu 
einer Ungleichbehandlung innerhalb des Binnenmarktes 
führten (Euractiv, 2023c). Zudem sollten die Entscheidun-
gen über die Zahlungen und deren Höhe transparent und 
ausreichend datenbasiert sein (Euractiv, 2023c).

Der Handlungsspielraum der Mitgliedstaaten zur Eindäm-
mung der Inanspruchnahme der Agrarreserve und damit 
der auftretenden Tragik der Allmende erscheint vor dem 
Hintergrund der rechtlichen Ausgestaltung der Reserve 
und der damit verbundenen Machtfülle der Kommission 
begrenzt. Dennoch sollte die Bundesregierung auf euro-
päischer und nationaler Ebene das öffentliche Bewusst-
sein für die hier beschriebene Problematik schärfen. 
Kurzfristig könnte es helfen, den Druck in den beteiligten 
Gremien zu erhöhen und weiter auf Transparenz bei der 
Begründung der Zahlungen sowie auf eine datengestütz-
te Methodik zu drängen. Mittel- und langfristig sollten die 
Mitgliedstaaten, die Wert auf fiskalische Solidität legen, 
eine Überprüfung der Agrarreserve initiieren. Bei der jet-
zigen Regelung ist die Versuchung zu groß geworden, die 
Agrarreserve für den nationalen Vorteil zu nutzen, indem 
vermeintliche Krisen als Anlass zur Aktivierung gesucht 
und gefunden werden, ohne dass die Kosten für den eu-
ropäischen Steuerzahlenden berücksichtigt werden.
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Title: The New EU Agricultural Crisis Reserve: Unintended Consequences
Abstract: The European Union’s new Agricultural Crisis Reserve, introduced in 2023, aims at enhancing support for the agricultural 
sector during market crises. Unlike its predecessor, this reserve is funded directly from the EU budget, eliminating the need to cut di-
rect payments to farmers. However, this change has unintentionally created an incentive for member states to trigger the reserve more 
frequently, depleting its resources rapidly. This article explores how this shift has led to a “Tragedy of the Commons” scenario, where 
member states seek individual advantages at the expense of the collective interest.


